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vertreten war, hatte argumen-
tiert, mit dem Einbau der Be-
tonleitwände vor vier Jahren
habe sich die Lärmsituation
drastisch verschlechtert. Das
gebe ihm aber rechtlich kei-
nen Anspruch auf Lärm-
schutzmaßnahmen, erklärte
Dr. Fischer, da der Einbau der
Betonteile die „Leistungsfähig-
keit“ der Straße nicht erhöht
habe.

Außerdem helfe dem Klä-
ger die Behauptung nicht, der
tatsächliche Lärm an seinem

der seinen Namen
nicht in der Zeitung
sehen will, keinen
zwingenden An-
spruch auf mehr
Lärmschutz. Inso-
weit zog der Anwoh-
ner seine Klage zu-
rück.

Hoffnungsschimmer
bleibt bestehen

Ihm und weiteren
von Lärm geplagten
Vellmarer Anwoh-
nern der Bundesstra-
ße bleibt jedoch ein
Hoffnungsschim-
mer: Hessen-Mobil
verpflichtete sich vor
dem Verwaltungsge-
richt, den Lärm am
Haus des Klägers mit

den aktuel-
len Ver-
kehrszah-
len 2013
neu zu be-
rechnen.
Sie liegen
noch nicht
vor. Eine
weitere
Hoffnung
ist, dass dann güns-
tigere Richtwerte
vorliegen werden,
die zur Berechnung
des Lärms für
Wohnhäuser an
Bundesstraßen gel-
ten. Man erwartet
die neue Rechtslage
allerdings frühes-
tens in einem hal-
ben Jahr.

Der klagende An-
wohner, der nicht
durch einen Anwalt

VON P E T E R D I L L I NG

KASSEL / VELLMAR. Das Tau-
ziehen um einen wirksame-
ren Lärmschutz an der B7/83
in Vellmar geht weiter: Ein
Anlieger aus der Parkstraße,
der Hessen-Mobil zwingen
wollte, mehr gegen den Lärm

zu unternehmen, unterlag
am Donnerstag vor dem Ver-
waltungsgericht (VG) Kassel.
Nach Ansicht von Prof. Dr. Lo-
thar Fischer, Vizepräsident
des VG, hat der Vellmarer,

Lärmschutzwird nicht verbessert
Vellmarer Anlieger der B 7/83 unterliegt vor Verwaltungsgericht - Hessen-Mobil will dennoch neu prüfen

Haus sei stärker als der von
Hessen-Mobil berechnete. Der
Gesetzgeber habe nun einmal
ein komplexes Berechnungs-
verfahren und kein Messver-
fahren vor Ort vorgeschrie-
ben, sagte Fischer.

Nach Ansicht des Gerichts
stellt sich dennoch die Frage,
ob Hessen-Mobil in allen Be-
langen die richtigen Daten für
die Lärmberechnung verwen-
det hat. Der klagende Anwoh-
ner hatte geltend gemacht, in-
zwischen frequentierten

mehr als die 2012 ermittelten
22 500 Fahrzeuge pro Tag die-
se Bundesstraße. Außerdem
sei er durch den Bau eines
Wintergartens näher an die
Straße gerückt. Das müsse
Hessen-Mobil berücksichti-
gen.

Der erlaubte Grenzwert be-
trägt 67 Dezibel tagsüber und
57 Dezibels nachts. Hessen-
Mobil hatte für das Haus des
Klägers eine Lärmbelastung
von 63,5 Dezibel am Tag und
56,2 Dezibel nachts ermittelt.

Häuser und Straße auf Tuchfühlung: Entlang der Bundesstraße 7/83 in Vellmar stehen vieleWohngebäude nur
wenige Meter von der vierspurigen Straße entfernt. Auf ihr ist Tempo 100 erlaubt. Foto: Dilling
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leben. Erst wenn der Kreis und
auch die Stadt Wolfhagen ih-
ren Teil einer Drittelfinanzie-

VON N I CO LA I U L B R I CH

AHNATAL. Der Kreistag des
Landkreises Kassel hat der Fi-
nanzspritze für die Geburtshil-
fe Wolfhagen zugestimmt. Bei
der Sitzung des Gremiums in
Weimar wurde dem Antrag
von Landrat Uwe Schmidt
(SPD) mit den Stimmen von
SPD, Grünen und Abgeordne-
ten anderer Fraktionen mehr-
heitlich zugestimmt. Die Ge-
burtshilfe der Kreisklinik
Wolfhagen soll jährlich mit
150 000 Euro unterstützt wer-
den. Damit erfüllt der Kreis sei-
nen Teil der wesentlichen For-
derung der Gesundheit Nord-
hessen Holding (GNH) zur Wie-
deraufnahme des Betriebes der
Geburtshilfestation an der
Kreisklinik Wolfhagen.

GNH-Vorstandsvorsitzender
Dr. Gerhard M. Sontheimer
hatte beim Lesertreff der HNA
in Wolfhagen gesagt, dass
etwa 500 000 Euro pro Jahr nö-
tig wären, um die Geburtshilfe
in der Kreisklinik wiederzube-

Geburtshilfe: Kreistag gewährt Zuschuss
Antrag von Landrat Uwe Schmidt über jährliche Finanzhilfe von 150 000 Euro mehrheitlich angenommen

rung übernehmen, könne er
sich einen entsprechenden
Antrag im Aufsichtsrat der

GNH vorstellen, sich auch mit
150 000 Euro zu beteiligen.
Dies aber auch nur unter der

Voraussetzung, dass er im Vor-
feld eine Mehrheit der Aktio-
näre für solch einen Antrag
signalisiert bekomme.

Landrat Schmidt hatte in
seiner Rede vor den Mitglie-
dern des Kreistages vehement
die Unterstützung des Antra-
ges gefordert. Nur so sei es
möglich, die Verantwortli-
chen der GNH und der Stadt
Kassel darauf hinzuweisen,
dass die Klinikstandorte Wolf-
hagen und Hofgeismar unbe-
dingt aufrechterhalten wer-
den müssen.

Noch ist nicht klar, ob sich
auch die Stadt Wolfhagen an
einer Finanzierung der Ge-
burtshilfestation beteiligen
wird. Ein entsprechender An-
trag der SPD-Fraktion wurde
gestern Abend in der Stadtver-
ordnetenversammlung zur
weiteren Beratung an den
Haupt- und Finanzausschuss
überwiesen. Mit einer Ent-
scheidung ist somit vor Ende
März nicht zu rechnen.

KOMMENTAR
Wird sie wiederbelebt? Der Landkreis setzt sich für die Geburtshilfe in der Kreisklinik Wolfhagen
ein. Archivfoto: nh

genehmigte. In diesem war
beim Etat von 270 Mio. Euro
das Defizit für 2014 mit zwölf
Millionen Euro kalkuliert wor-
den. Erreicht werden die
Haushaltsverbesserungen un-
ter anderem dadurch, dass der
Landkreis an der Bauunterhal-
tung von Straßen, Schulen
und Verwaltungsgebäuden
spart (1,7 Mio. Euro), weniger
an den Landeswohlfahrtsver-
band zahlen muss (1,5 Mio.
Euro) und pauschal alle Ausga-
ben um ein Prozent reduziert.

AHNATAL. Der Landkreis Kas-
sel bessert seinen Haushalt
nach. Mit den Stimmen von
SPD, Teilen der Grünen und
der Linken sowie einem Pira-
ten beschloss der Kreistag,
den Fehlbedarf für 2014 auf
6,3 Mio. Euro durch Einnah-
meverbesserungen und Ausga-
benkürzungen zu reduzieren.

Damit reagierte das Parla-
ment darauf, dass das Regie-
rungspräsidium (RP) Kassel als
Aufsichtsbehörde den ur-
sprünglichen Haushalt nicht

Landkreis reduziert sein Defizit um 5,7 Mio. Euro
Parlament beschließt überarbeiteten Haushalt – Aufsichtsbehörde hatte ersten Etat-Entwurf mit 12-Mio.-Euro-Loch abgelehnt

Landrat Uwe Schmidt (SPD)
kritisierte die Aufsichtsbehör-
de, die zusätzliche finanzielle
Belastungen zum Beispiel
durch die Unterbringung von
Asylbewerbern nicht als un-
vorhersehbar einstufe und be-
rücksichtige. Der Kreis sei sei-
nen Verpflichtungen auch des
Schutzschirm-Vertrages nach-
gekommen. Und: „Uns laufen
die Kosten davon.“

Für die CDU sei die Ableh-
nung des Haushalts durch das
RP nicht überraschend, mein-

te Fraktionschef Frank Willi-
ges. Klar müsse das Land für
die Kosten der Unterbringung
der Asylbewerber aufkom-
men, dennoch sollten Landrat
und SPD „nicht immer andere
für die Haushaltsmisere ver-
antwortlich machen“.

Lasse Becker (FDP) hätte
sich „mehr Sparwillen der
Verwaltung gewünscht“. Und
Dr. Thomas Gudehus (Grüne)
merkte an, dass die Kreisver-
waltung „vorher wohl nicht
alles unternommen hatte,

wenn sie jetzt in der Lage ist,
5,7 Millionen einzusparen“.

Der jetzigen Vorlage stim-
me man „der Not gehorchend
zu, weil wir einen genehmig-
ten Haushalt brauchen“,
meinte Edgar Paul (SPD).

Mit großer Mehrheit stimm-
te das Parlament Begleitanträ-
gen von SPD und CDU zu, in
denen unter anderem die Er-
stattung der Kosten durch
Bund und Land für die Unter-
bringung von Asylbewerbern
gefordert wird. (mic)

AHNATAL. Der Landkreis Kas-
sel erhöht die Jagdsteuer. Der
Kreistag entschied während
seiner Sitzung am Donners-
tagnachmittag in Ahnatal
mehrheitlich, den Hebesatz
von 15 auf 20 Prozent zu erhö-
hen. Damit steigen die Ein-
nahmen aus dieser Steuer im
Jahr um 42 000 Euro auf
176 000 Euro.

Letztlich werde lediglich
ein formaler Beschluss über
die entsprechende Satzungs-
änderung getroffen, meinte
Kreistagsvorsitzender Andreas
Güttler (SPD). Schließlich sei
die höhere Jagdsteuer bereits
mit der Entscheidung zum
Haushalt im Dezember be-
schlossen worden. Dennoch
verweigerten CDU, FWG und
FDP die Zustimmung. Für eine
Mehrheit sorgten SPD, Grüne,
Linke sowie Tierschutzpartei
und Piraten.

Pirat Swen Schmidt hatte
seinerzeit eine höhere Jagd-
steuer beantragt. Es gehe da-
rum, die Haushaltssituation
zu verbessern. Die Jagdsteuer
heraufzusetzen, sei eine der
wenigen Möglichkeiten, mehr
Einnahmen zu erzielen, sagte
er am Donnerstag. Darauf ver-
wies auch Dr. Christian Kno-
che (Linke). Und: „Wir sind
keine jägerfeindliche Grup-
pe.“ Die Steuererhöhung woll-
te Dieter Lengemann (SPD)
„nicht als Bestrafung“ der Jä-
gerschaft verstanden wissen.

Eine solche sei diese aber,
sagte Hans-Hilmar von der
Malsburg (CDU). Die Jäger im
Landkreis seien keine Privile-
gierten, sondern normale
Menschen, die ein Hobby
pflegten. Durch die höhere
Steuer bekämen viele Jagdge-
nossenschaften keine Pächter
mehr, die sich um die Hege
kümmerten, sagte Bruno Leck
(Freie Wähler). Fazit von Lasse
Becker (FDP): „Es ist unsinnig,
die Steuer zu erhöhen.“ (mic)

Jäger
zahlen
jetzt mehr
Kreistag beschließt
eine Steuererhöhung

Wichtiger
Schritt
NICOLAI ULBRICH über die
Kreistagsentscheidung

D ie Entscheidung des
Kreistages, der Finanz-
spritze für die Wieder-

raufnahme der Geburtshilfe in
Wolfhagen zuzustimmen, war
der erste konkrete und deshalb
auch so wichtige Schritt in die
richtige Richtung. Trotz teils
unterschiedlicher Ansichten
und Bauchschmerzen bei eini-
gen Kreistagsmitgliedern ange-
sichts der finanziellen Belas-
tung, rauften sich die Politiker
zusammen und stärkten damit
dem Landrat den Rücken.

Offenbar war den Politikern
bewusst, dass eine Ablehnung
des Antrages wohl dem endgül-
tigen Todesurteil für die Stati-
on gleichgekommen wäre. Und
damit stünde die ohnehin
schon wacklige Zukunft des
Standortes Wolfhagen noch
mehr auf der Kippe. Des Weite-
ren hat der beeindruckende
Protest Hunderter Menschen in
den vergangenen Wochen si-
cher einen ganz wesentlichen
Teil der Parlamentarier in ihrer
Entscheidung beeinflusst.

Etwas ratlos macht hinge-
gen, dass die Politiker vor Ort –
die Wolfhager Stadtverordne-
ten – nicht über ihren Schatten
springen konnten und das Sig-
nal Richtung GNH untermauer-
ten. uli@hna.de
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